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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF zum unrichtigen oder unberechtigten Steuerausweis 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 19. April 2023 ein Schreiben 
zu den Folgen aus dem Bundesfinanzhof (BFH)-Urteil vom 26. Juni 2019 (XI R 
5/18) beim unrichtigen oder unberechtigten Steuerausweis veröffentlicht. 

Hintergrund 

Hat der Unternehmer in einer Rechnung für eine Lieferung oder sonstige Leistung 
einen höheren Steuerbetrag, als er nach dem UStG für den Umsatz schuldet, 
gesondert ausgewiesen (unrichtiger Steuerausweis), schuldet er nach § 14c Abs. 
1 Satz 1 UStG auch den Mehrbetrag. 

Wer in einer Rechnung einen Steuerbetrag gesondert ausweist, obwohl er zum 
gesonderten Ausweis der Steuer nicht berechtigt ist (unberechtigter 
Steuerausweis), schuldet nach § 14c Abs. 2 Satz 1 UStG den ausgewiesenen 
Betrag. Das Gleiche gilt nach § 14c Abs. 2 Satz 2 UStG, wenn jemand wie ein 
leistender Unternehmer abrechnet und einen Steuerbetrag gesondert ausweist, 
obwohl er nicht Unternehmer ist oder eine Lieferung oder sonstige Leistung nicht 
ausführt. 

Mit Urteil vom 26. Juni 2019 – XI R 5/18, hat der BFH entschieden, 
dass ein negativer Betrag, der in einer Rechnung unrichtig oder unberechtigt 
ausgewiesen wird, nicht im Sinne des § 14c Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 UStG 
geschuldet wird. In dem entschiedenen Einzelfall waren die ausgewiesenen 
Beträge jeweils hinter dem Eurozeichen mit einem Bindestrich versehen, der vom 
BFH als Minuszeichen gewertet wurde. Vom Aussteller des Dokuments wurde mit 
diesen negativen Beträgen aber nicht (unberechtigt) über 
von ihm angeblich erbrachte Leistungen abgerechnet, sondern über einen sich 
aus einer Jahreskonditionsvereinbarung ergebenden „Bonus". Dieser „Bonus“ 
(Rückvergütungen, Rabatte u. ä.) war als Entgeltminderung für die ursprünglichen 
Leistungen des Empfängers des Dokuments an den Aussteller des Dokuments 
vereinbart worden und vom Empfänger des Dokuments zu zahlen. 

Außerdem hat der BFH mit o. a. Urteil entschieden, dass bei der Prüfung, ob in 
einem Dokument über eine Leistung abgerechnet wird, der Inhalt weiterer 
Dokumente jedenfalls dann ergänzend heranzuziehen ist, wenn in der 
Abrechnung auf diese Dokumente verwiesen wird. 

In dem Schreiben nimmt das BMF u.a. zu folgenden Punkten Stellung: 

Auslegung des BFH-Urteils vom 26. Juni 2019 – XI R 5/18 

1. Abrechnung über eine Entgeltminderung 
2. Abrechnung über eine (angeblich) erbrachte Leistung 
3. Abrechnung mittels Gutschrift 



3 

Änderungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

Die Grundsätze des Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 18. April 2023, III C 2 - S 7282/19/10001 :005.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2023-04-18-unrichtiger-oder-unberechtigter-steuerausweis.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 20. April 2023 

 
 
Mietet eine GmbH, die für ihre Kunden Events und Produktionen 
organisiert, hierfür bewegliche Wirtschaftsgüter (insbesondere 
Ausstattungsgegenstände) und unbewegliche Wirtschaftsgüter 
(insbesondere Locations) an, hängt die gewerbesteuerrechtliche 
Hinzurechnung dieser Aufwendungen im Hinblick auf die in § 8 Nr. 
1 Buchst. d und e GewStG vorausgesetzte Anlagever-
mögenseigenschaft davon ab, ob die GmbH längerfristig dieselben 
oder wiederholt kurzfristig vergleichbare Wirtschaftsgüter vorhalten 
muss, um mit diesen ‑entsprechend einem Produktionsmittel‑ 
immer wieder neue Events organisieren zu können. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Aufwendungen für eine Berufsausbildung sind ohne den 
vorherigen Abschluss einer Erstausbildung gemäß § 9 Abs. 6 EStG 
i.d.F. des ZollkodexAnpG nicht als Werbungskosten abzugsfähig, 
auch wenn der Steuerpflichtige zuvor langjährig Einkünfte aus 
einer gewerblichen Tätigkeit erzielt hat.  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch wenn der Rechtsnachfolger bereits zweifelsfrei feststeht, 
kann der Prozessbevollmächtigte einen Aussetzungsantrag nach § 
246 Abs. 1 Halbsatz 2 ZPO stellen, um so Gelegenheit zu haben, 
klare Weisungen des Erben zur Weiterführung des Prozesses 
einzuholen. 
Nur wenn die Aussetzung prozessual sinnlos ist, kann ein 
Aussetzungsantrag rechtsmissbräuchlich sein. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil III R 22/20: 
Gewerbesteuerrecht-
liche Hinzurechnung 
von Mietaufwendungen 
bei Messe-, 
Ausstellungs- und 
Kongressveranstalter-
betrieben 
 
 
 
19. Januar 2023 
 

Urteil VI R 22/21: 
Berufsausbildung 
nach vorheriger 
langjähriger 
Berufstätigkeit 
 
 
 
 
 
 
15. Februar 2023 
 

 

 
Beschluss X B 123/21 
(X B 47/20): 
Aussetzung des 
Verfahrens bei Tod 
des Beteiligten und 
Rechtsmissbrauch 
 
 
 
 
 
10. März 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350057/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350060/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350055/


5 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Beschluss II B 26/22: Gesetzlicher Richter; Wertberechnung einer 
Nießbrauchlast 
22. März 2023 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Wegzugsbesteuerung und "lediglich vorübergehende Abwesenheit" 
Das zum Entfallen der sog. Wegzugsbesteuerung führende Merkmal der "nur 
vorübergehenden Abwesenheit" in § 6 Abs. 3 Satz 1 AStG ist unabhängig von 
einer "Rückkehrabsicht" erfüllt, wenn der Steuerpflichtige innerhalb des gesetzlich 
bestimmten Zeitrahmens von fünf Jahren nach dem Wegzug wieder unbeschränkt 
steuerpflichtig wird. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist, ob im Zusammenhang mit einem Wohnsitzwechsel in das Ausland ein 
Vermögenszuwachs (Beteiligungsbesitz) der Besteuerung unterliegt. 
Der Kläger war nach Dubai in den Vereinigten Arabischen Emiraten gezogen und 
hatte seinen inländischen Wohnsitz und gewöhnlichen Aufenthalt aufgegeben. 
Zum Zeitpunkt seines Wegzugs hielt der Kläger Beteiligungen an mehreren im 
Inland ansässigen Kapitalgesellschaften. Zwei Jahre nach dem Wegzug 
begründete der Kläger wieder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland. 
Das Finanzamt erfasste bei der Einkommensteuerveranlagung des Klägers für 
das Jahr des Wegzugs Veräußerungsgewinne gemäß § 6 Abs. 1 
Außensteuergesetz (AStG) i.V.m. § 17 Einkommensteuergesetz (EStG). 
Hiergegen wandte sich der Kläger mit dem Argument, dass infolge seiner 
Rückkehr nach Deutschland die Besteuerung rückwirkend wieder entfallen 
müsse. Das Finanzamt folgte dem nicht mit der Begründung, dass der Kläger 
nicht bereits bei seinem Wegzug seinen Willen zur Rückkehr angezeigt habe. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision teilweise stattgegeben und die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben. 
Der Ansatz von Einkünften des Klägers aus Gewerbebetrieb (§ 6 Abs. 1 AStG 
i.V.m. § 17 EStG) infolge des Entfallens der unbeschränkten Steuerpflicht 
jedenfalls im Streitjahr (Wegzug des Klägers) ist rechtsfehlerhaft; denn es liegt 
nur eine "vorübergehende Abwesenheit" vor, die "nachträglich" -aber im Streitfall 
schon im Rahmen der Steuerfestsetzung des Streitjahres- den 
Besteuerungstatbestand ausschließt (§ 6 Abs. 3 Satz 1 AStG). 
Auch wenn man aus dem durch einen bestimmten Zeitrahmen (§ 6 Abs. 3 Satz 1 
AStG: 5 Jahre) konkretisierten Tatbestandsmerkmal der "lediglich 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350059/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227852/update-entfallen-der-wegzugsbesteuerung-nur-bei-rueckkehrabsicht/
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vorübergehenden Abwesenheit" das Erfordernis einer Rückkehrabsicht ableitet, 
gibt der Wortlaut zum Zeitpunkt der entsprechenden Willensbildung keine 
Auskunft. Denn der Gesetzestext führt erst in der Sondersituation des § 6 Abs. 3 
Satz 2 AStG (einzelfallbezogene Verlängerung der Rückausnahmemöglichkeit bei 
Glaubhaftmachung, dass "(s)eine Absicht zur Rückkehr unverändert fortbesteht") 
im Zusammenhang mit der begünstigenden Ausweitung der 
Belastungsausnahme eine solche (Rückkehr-)Absicht (verbunden mit der 
Notwendigkeit einer Glaubhaftmachung) ausdrücklich an; dabei ist auch der 
Rückschluss, dass eine solche Absicht schon im Augenblick des Wegzugs (und 
damit auch für die Situation des Satzes 1) bestehen muss (Hinweis auf den 
Terminus "unverändert"), nicht ausreichend belastbar, da in Satz 2 ein Zeitbezug 
nur für den Verlängerungszeitraum hergestellt ist (Häck, IStR 2020, 118, 119), so 
dass der Rückkehrwille durchaus auch im Laufe des ersten 5-Jahres-Zeitraums 
gebildet worden sein kann (Häck, a.a.O.). Jedenfalls legt der 
Formulierungsunterschied die Interpretation nahe, dass der Umstand der 
tatsächlichen (zeitgerechten) Rückkehr in der Grundsituation des Satzes 1 das 
Entfallen der Belastung (die "Begünstigung") auslöst und damit das Beruhen der 
Rückkehr auf einer ursprünglich bestehenden Rückkehrabsicht indiziert. 
Es geht daher entgegen der Ansicht des Finanzgerichts bei der Auslegung 
mitnichten darum, die Anwendung von Absatz 3 "für gescheiterte oder 
'abgebrochene' Auswanderungen" auszuschließen und Absatz 3 nicht einen 
Zweck als "'Reparaturvorschrift' für steuerlich 'missglückte' Wegzüge" 
zuzuweisen; vielmehr geht es darum, angesichts des nicht abschließend klaren 
Wortlauts und der systematischen Zusammenhänge dem teleologischen 
Leitprinzip der Regelung Geltung zu verschaffen, das auf die Bewahrung des 
nationalen Besteuerungsrechts mit Blick auf die stillen Reserven der 
Kapitalgesellschaftsbeteiligungen ausgerichtet ist. 
Damit besteht kein Widerspruch zur Entstehungsgeschichte der Regelung. Das 
Finanzgericht hat zutreffend angeführt, dass bereits in § 6 Abs. 4 AStG in der 
Gesetzesfassung vom 08. September 1972 (BGBl I 1972, 1713, BStBl I 1972, 
450) von der "vorübergehenden Abwesenheit" gesprochen wurde. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 21. Dezember 2022 (I R 55/19), veröffentlicht am 13. April 2023. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Personengesellschaft als umsatzsteuerliche Organgesellschaft 
Eine Personenhandelsgesellschaft mit einer "kapitalistischen Struktur" kann 
Organgesellschaft sein, wenn neben dem Organträger Gesellschafter der 
Personenhandelsgesellschaft auch Personen sind, die in das Unternehmen des 
Organträgers nicht finanziell eingegliedert sind (Anschluss an das EuGH-Urteil 
Finanzamt für Körperschaften Berlin vom 15. April 2021, C 868/19 und insoweit 
Aufgabe des BFH-Urteils vom 02. Dezember 2015, V R 25/13). Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger ist Insolvenzverwalter der A-GmbH & Co. KG (KG). Gesellschafter der 
KG waren im Jahr 2010 (Streitjahr) die A-Verwaltungs-GmbH als Komplementärin 
ohne eigenen Kapitalanteil (Komplementär-GmbH) sowie die beiden 
Kommanditisten VA mit einem Kapitalanteil von 80 % und SA mit 20 %. Bei der 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310080/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/236827/waiver-of-exit-tax-upon-return-to-germany/
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KG bedurften Gesellschafterbeschlüsse grundsätzlich der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Gesellschafter der Komplementär-GmbH waren im 
Streitjahr ebenfalls VA zu 80 % und SA zu 20 %. Einziger Geschäftsführer war 
VA. VA verpachtete der KG das Betriebsgrundstück und diverse Maschinen, die 
wesentliche Betriebsgrundlagen der KG waren. 
Die KG gab eine nicht zustimmungsbedürftige Umsatzsteuererklärung für das 
Streitjahr ab; die daraus resultierende Umsatzsteuer wurde vollständig bezahlt. 
VA erklärte seine entgeltlichen Umsätze aus der Verpachtung der 
Betriebsgrundlagen ebenfalls mit einer Umsatzsteuererklärung 2010. 
Das Amtsgericht X eröffnete mit Beschluss vom 31. Dezember 2011 das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der KG und bestimmte den Kläger zum 
Insolvenzverwalter. Über das Vermögen des VA wurde später ebenfalls das 
Insolvenzverfahren eröffnet. 
Die KG gab eine berichtigte Umsatzsteuererklärung für das Streitjahr ab, in der 
sie keine Umsätze mehr erklärte. Der Kläger beantragte mit Schreiben vom 
gleichen Tag unter Hinweis auf das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Union (EuGH) Larentia + Minerva und Marenave Schiffahrt vom 16. Juli 2015 - C-
108/14, C-109/14, das Bestehen einer Organschaft zwischen VA als Organträger 
und der KG als Organgesellschaft festzustellen. 
Das Finanzamt lehnte dies ab, da eine Personengesellschaft nicht in eine 
umsatzsteuerliche Organschaft einbezogen werden könne. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Das Finanzgericht hat zwar zutreffend entschieden, dass im Streitfall aufgrund 
geänderter BFH-Rechtsprechung eine Organschaft nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) vorliegt. Es hat aber nicht hinreichend 
berücksichtigt, dass eine Änderung zugunsten der KG im Hinblick auf diese 
Rechtsprechungsänderung voraussetzt, dass der Organträger für seine 
Steuerfestsetzung einen Änderungsantrag stellt. Hierzu sind in einem zweiten 
Rechtsgang weitere Feststellungen zu treffen. 
Eine Personenhandelsgesellschaft mit einer "kapitalistischen Struktur" kann 
Organgesellschaft sein, wenn neben dem Organträger Gesellschafter der 
Personenhandelsgesellschaft auch Personen sind, die in das Unternehmen des 
Organträgers nicht finanziell eingegliedert sind (Anschluss an das EuGH-Urteil 
Finanzamt für Körperschaften Berlin vom 15. April 2021, C 868/19 (siehe 
unseren Blogbeitrag) und insoweit Aufgabe des BFH-Urteils vom 02. Dezember 
2015, V R 25/13). 
Macht eine KG geltend, dass sie aufgrund geänderter BFH-Rechtsprechung 
Organgesellschaft i.S. von § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG sei, setzt die Aufhebung einer 
gegenüber der KG ergangenen Steuerfestsetzung voraus, dass der Organträger 
zur Vermeidung eines widersprüchlichen Verhaltens einen Antrag auf Änderung 
der für ihn vorliegenden Steuerfestsetzung stellt. 
Organträger und Organgesellschaft können nicht beanspruchen, im selben 
Besteuerungszeitraum für den einen Unternehmensteil (z.B. Organgesellschaft) 
auf der Grundlage der bisherigen Rechtsprechung und für den anderen 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228402/eugh-umsatzsteuerliche-organschaft-und-finanzielle-eingliederung-von-personengesellschaften-mit-natuerlichen-personen/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

Unternehmensteil (z.B. Organträger) nach der geänderten Rechtsprechung 
besteuert zu werden (Bestätigung des BFH-Urteils vom 26. August 2021, V R 
13/20, siehe unseren Blogbeitrag). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 16. März 2023 (V R 14/21 (V R 45/19)), veröffentlicht am 13. 
April 2023. 

 

 
 
 
 
 
 
Business Meldungen 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 18. April 
2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
Terminplaner 
  
Talk am Abend – Betriebsverpachtung 
Präsenzveranstaltung, Essen 10.05. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/talk-essen
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228711/drittwirkung-der-steuerfestsetzung-bei-organschaft/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310081/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236852/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-18.-april-2023/?download=232956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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